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Im Norden der Republik leiden Be-
rufspendler seit Jahren unter der 
Privatisierung von Autobahnen mit 

der Folge verzögerter Reparaturen 
und kilometerlanger Staus. Im Wes-
ten klicken sich Zehntausende allmor-
gendlich durchs Netz, um herauszu�n-
den, welche Zugverbindung nach der 
Pleite des zweitgrößten Nahverkehrs-
anbieters in NRW, Abellio, noch be-
dient wird. Im Süden bangen die Kun-
den der in die Insolvenz gegangenen 
„Fulminant Energie“ den Januarrech-
nungen der Stadtwerke entgegen, die 
wenigstens die Strom- und Gasversor-
gung sicherstellen. Im Osten kämpfen 
diejenigen, die sich Hoffnungen auf 
die Wirkung des Volksentscheids zur 
Re-Vergesellschaftung der von Priva-
ten ergaunerten Wohnungen und da-
mit ein Ende der Mietsteigerungen ge-
macht hatten, gegen die Resignation. 
Und im ganzen Land sterben die Men-
schen zu Tausenden an einer Seuche, 
die auch deshalb so viele Tote fordert, 
weil das früher öffentlich organisierte 

dichte Krankenhausnetz ausgedünnt, 
personell ausgeblutet, unterbezahlt 
und dem Gewinnstreben unterwor-
fen ist.

Der Wahn, alles zu Ware und da-
durch zu Geld zu machen, ist millio-
nenfach vor die Wand gefahren. Vor 
den schön klingenden Projekten der 
„Öffentlich-Privaten Partnerschaft“ 
(ÖPP) haben nicht nur Kommunisten 
und linke Gewerkschafter frühzeitig 
gewarnt. Auch aus Rechnungshöfen 
von Bund und Ländern kamen Hin-
weise, dies könne kein Sparmodell 
sein. Kein Privater werde eine solche 
Partnerschaft eingehen ohne die Aus-
sicht auf einen Gewinn, der sich über 

die zum Teil Jahrzehnte langen Lauf-
zeiten der vielfach unüberschaubaren 
Vertragswerke irgendwann einstellen 
müsse. Die Befriedigung der Bedürf-
nisse der Bevölkerung nach günstigem 
Transport, erschwinglicher Wohnung, 
zuverlässiger Strom- und Gas- oder 
sicherer Gesundheitsversorgung wür-
de unter dem Strich teurer kommen, 
als wenn dies staatlich ohne Gewinn-
erzielungsabsicht organisiert werden 
würde.

Obwohl tausendfach widerlegt, 
machen die Herrschenden weiter, 
weil Kapitalismus eben kein nach dem 
Prinzip der Vernunft, sondern ein um 
den heiligen Pro�t herum organisier-

tes System ist. Die Privatisierer wer-
den unbelehrbar bleiben  – wie bei-
spielsweise die Ausgabe des Londoner 
„Economist“, des wichtigsten Selbst-
verständigungsorgans der herrschen-
den Kreise im US-amerikanischen 
und europäischen Westen, vom 15. Ja-
nuar zeigt, die angesichts des Desas-
ters der Privatisierung vor einer „neu-
en Ära der Intervention“ des Staates 
warnt. Beschwörend schließt sie ei-
nen „Special Report“ zum Verhält-
nis von Staat und Wirtschaft mit den 
Worten, der „liberale Kapitalismus“ 
bleibe eine entscheidende Kraft des 
Guten. Der Unsinn zeigt: Sie riechen 
ihre Schwäche. Lassen wir sie nicht 

vom Haken: Die Privatisierungswel-
le muss gebrochen werden – um des 
Lebens willen.

Die neue Bundesregierung, deren 
Selbstetikettierung als „Regierung des 
Fortschritts“ schneller verblasst als ein 
Papieraufkleber mit „Atomkraft  – 
nein danke“ wird dabei keine Hilfe 
sein. Vom Ziel des Sozialismus hat sich 
die deutsche Sozialdemokratie genau-
so weit entfernt wie die „Grünen“ von 
Basisdemokratie, Atomausstieg und 
Pazi�smus. Der eigentliche Kern der 
neuen Regierung ist die Kraft, die sich 
politisch selbst treu geblieben ist – die 
FDP. Sie ist die Partei der Privatisie-
rer. Um die Privatisierungswelle, die 
so viel Leid und Leben gekostet hat, 
zu brechen, helfen weder Vertrauen in 
Gott noch in die Regierung. Aus dem 
Elend müssen wir uns schon selbst be-
freien – für den Anfang am besten mit 
dem Sammeln von Unterschriften für 
die Vergesellschaftung der Energieun-
ternehmen.
www.energiepreisstopp-jetzt.de

Manfred Sohn zum Privatisierungswahn der neuen Bundesregierung

Mit Ansage vor die Wand

Effektiver als ein Radikalenerlass
Soziale Verdrängung plus Repression: Die Berufsverbote für DDR-Bürger nach 1990  
Kolumne von Arnold Schölzel
Aus streng wirtschaftlicher Sicht war 
der Anschluss der DDR 1990 die Über-
nahme einer gewaltigen Immobilie. 
Die dort lebende Bevölkerung störte. 
Denn wer im Sozialismus gelebt hatte, 
war für Kapital und Politik der BRD 
verdächtig. Wer sich aber für die DDR 
und gar für ihre Verteidigung engagiert 
hatte, musste kaltgestellt, notfalls mit 
Hilfe des politischen Strafrechts hinter 
Schloss und Riegel gebracht werden.

Was also tun mit der DDR-Gesell-
schaft? Einfache Frage, einfache Ant-
wort: Zunächst gesellschaftliche Net-
ze zerschlagen, das heißt insbesondere 
Arbeits-, politische und gewerkschaftli-
che Kollektive. Das führte zur Abwan-
derung von rund fünf Millionen DDR-
Bürgern. Vieles bei der Beseitigung 
von Hinterlassenschaften der DDR 
erledigte sich so nebenbei. Es blieben 
allerdings die Millionen DDR-Bürger, 
die verdächtig waren, mit Selbstbe-
wusstsein den westdeutschen Erobe-
rern und ihren ostdeutschen Helfern 
entgegenzutreten. Sie waren das Ge-
spenst, das in Vorständen von Großban-
ken und Konzernen sowie dem bundes-
deutschen Staatsapparat 1990 umging. 
FDJ- und KPD-Verbot ließen sich nicht 
wiederholen, die Berufsverbote, die am 
28. Januar 1972 beschlossen wurden, in 
der damaligen Form auch nicht. Sie sind 
immerhin auch bei liberalen Publizisten 
wie Heribert Prantl im Gedächtnis. Er 
verschickte am vergangenen Sonntag 
seine „politische Wochenschau“ unter 
dem Titel „Hexenjagd-Jubiläum“.

Die Berufsverbote, die ab 1990 in 
der DDR durchgesetzt wurden, kom-

men aber bei ihm nicht vor. Der wich-
tigste Grund dürfte sein: Das Ministe-
rium für Staatssicherheit (MfS) bleibt 
ein Tabu. Es war zwar seit seiner Grün-
dung aus der Sicht des Westens staat-
lich organisierte Opposition gegen die 
BRD, aber diese Tatsache zu benennen, 
ist bei Strafe sozialer Ächtung nicht ge-
boten. Seit 1990 spätes-
tens muss der Gessler-
hut gegrüßt werden, 
das MfS habe vor al-
lem die eigene Bevöl-
kerung unterdrückt. 
Also wurde die Über-
prüfung auf Tätig-
keit für das MfS nicht 
nur bei Bewerbungen 
für den öffentlichen 
Dienst zuletzt im Sep-
tember 2019 bis zum 
Ende des Jahres 2030 
verlängert, gilt also auch für jene, die 
1990 Schüler in der DDR waren. Seit 
32 Jahren droht so fristlose Kündigung 
im öffentlichen Dienst und ein lebens-
langes Berufsverbot. Deutscher Impe-
rialismus hat einen langen Atem.

Mit den DDR-Intellektuellen ließ 
sich vergleichsweise kurzer Prozess 
machen. Auch weltweit bekannte Wis-
senschaftler wurden vertrieben. Sach-
sen war vorbildlich bei der Vertreibung 
von DDR-Wissenschaftlern und vieles, 
was dort geschieht, hat nicht nur sozia-
le Ursachen, etwa im Niedriglohn. Der 
Schlaf der Vernunft gebiert Ungeheuer.

Die Gesellschaft für Bürgerrecht 
und Menschenwürde (GBM) gab 1993 
ein Weißbuch zu „Wissenschaft und 

Kultur im Beitrittsgebiet“ heraus. Ei-
nige Zahlen: „Nach den Angaben der 
Bundesregierung hatten im Dezem-
ber 1992 von den ehemals 195.073 Be-
schäftigen in Forschung und Lehre nur 
noch circa 23.600 eine Vollzeitstelle, 
das waren 12,1 Prozent.“ Von den einst 
30.000 Künstlern, die in den DDR-

Künstlerverbänden or-
ganisiert waren, konn-
te sich 1993 nach Schät-
zungen etwa ein Drittel 
von ihrem Beruf ernäh-
ren. Rund 80 Prozent der 
Unterhaltungskünstler 
mussten aufgeben. Von 
den bei Film, Fernsehen, 
Hörfunk, Verlagen und 
Printmedien der DDR 
etwa 30.000 Beschäftig-
ten hatte geschätzt noch 
rund ein Viertel eine 

Stelle. Von den insgesamt zwei Millio-
nen Hoch- und Fachschulabsolventen, 
die in der DDR lebten, wurden mehr 
als eine Million aus dem Berufsleben 
ausgegrenzt. Weltweit gab und gibt es 
nichts Vergleichbares, Kritik etwa der 
UNO wurde ausgesessen.

Für die Herrschenden der Bundes-
republik hieß die Lehre: Die soziale 
Vernichtung potentieller Gegner ist 
effektiver als ein „Radikalenerlass“. 
Die offene Repression bleibt in Re-
serve, wichtiger aber ist die Verdrän-
gung ganzer Gesellschaftsgruppen per 
Gesetz. Was in der DDR funktioniert 
hat, wurde Blaupause für die antisozi-
ale und kriegsvorbereitende Politik der 
folgenden Jahrzehnte.

Werner Sarbok zum Corona-Bonus in der Pflege

Unwürdige Spalterpolitik
Die Regierungsparteien haben in ih-
rem Koalitionsvertrag vereinbart, dass 
ein bundesweiter Corona-Bonus in der 
P�ege ausbezahlt werden soll: „Die P�e-
gekräfte in Deutschland erbringen wäh-
rend der Pandemie eine herausragende 
Leistung. In der aktuell sehr herausfor-
dernden Situation in den Krankenhäu-
sern und P�egeeinrichtungen wollen wir 
diesen Einsatz anerkennen. Der Bund 
wird hierfür eine Milliarde Euro zur Ver-
fügung stellen“, heißt es in dem Papier. 
Bis zu 3.000 Euro pro Fachkraft soll die-
ser steuerfreie Bonus betragen.

Viele P�egekräfte hätten sich eine 
Auszahlung schon im Dezember ge-
wünscht, doch die Gesundheitspolitische 
Sprecherin der Grünen-Fraktion im Bun-
destag, Maria Klein-Schmeink, verkünde-
te Anfang Dezember: „Wir wollten jetzt 
nichts übers Knie brechen und lassen uns 
lieber etwas mehr Zeit, zumal wir sicher-
stellen wollen, die richtigen Beschäftigten 
mit dem Bonus zu erreichen.“

Auch wenn Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach versicherte, 
dass der angekündigte Corona-Bonus 
für P�egekräfte kommt, bleibt ziemlich 
offen, wer ihn erhält. Gilt er nur für die 
P�egekräfte, die in der Notaufnahme 

oder auf Intensiv- und Corona-Stati-
onen zweifellos noch über das bisher 
kaum zu ertragende Maß hinaus noch 
weiter belastet worden sind? Oder 
tatsächlich für alle in der Altenp�ege 
und im Gesundheitswesen, die auch 
ohne direkte Konfrontation mit dem 
Virus erschwerte Arbeitsbedingungen 
hatten, deren Belastungen durch das 
Tragen von FFP-2-Masken erschwert 
wurden oder auch – wie in den Seni-
orenzentren – ihre Tätigkeit ohne eine 
angemessene Arbeitskleidung versehen 
mussten? Das birgt erhebliches Spal-
tungspotential.

Nach Veröffentlichung des Koaliti-
onsvertrag im letzten November hatte 
der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke 
zu Recht gefordert: „Der angekündigte 
Bonus muss nun zeitnah an alle Berufs-
gruppen in den Krankenhäusern, der 
Altenp�ege, den Reha-Einrichtungen 
und der Behindertenhilfe ausgezahlt 
werden.“ Aber die Gewerkschaft weiß 
auch: Die Sonderzahlungen ersetzen 
keinesfalls tari�iche Regelungen. In 
Zukunft sind dauerhaft bessere tarif-
liche Entgelte und Regelungen für die 
Entlastung aller Beschäftigten in der 
P�ege erforderlich.

Sevim Dagdelen zur Militär- und Außenpolitik der Ampel-Koalition

Grüne Kriegsgefahr
Noch vor einem Jahr haben Bündnis 
90/Die Grünen gegen die Mandatsver-
längerung des Bundeswehreinsatzes im 
Irak Front gemacht. Dieser habe kei-
ne völkerrechtliche Grundlage, sei auf-
grund der zahlreichen Angriffe auf aus-
ländische Militärbasen zu gefährlich für 
die deutschen Soldaten und mangels ei-
nes Systems kollektiver Sicherheit ver-
fassungswidrig. Jetzt gaben sie als Re-
gierungspartei grünes Licht für einen 
nur wenig veränderten Einsatz – gegen 
den ausdrücklichen Beschluss des ira-
kischen Parlaments und bei einer un-
verändert prekären Sicherheitslage. Na-
hezu täglich schlagen Raketen in aus-
ländische Militärbasen im Irak ein und 
es kommt regelmäßig zu Angriffen auf 
Versorgungskonvois für die US-Armee, 
die dort gemeinsam mit der NATO Mi-
litärberater stationiert hat, um sich wei-
ter Ein�uss in Bagdad zu sichern.

Wer sich das rasche Umfallen der 
Grünen in Sachen Auslandseinsätze 
der Bundeswehr anschaut, muss un-
willkürlich an den „rot-grünen“ An-
griffskrieg gegen Jugoslawien denken. 
Vorausgegangen war eine jahrelange 
grüne Friedensrhetorik, die in einem 
mörderischen Völkerrechtsbruch auf 
dem Balkan endete.

Auch gegenüber Russland und China 
ist es mit Händen zu greifen. Die Grünen 
sind allen Friedensbeteuerungen zum 

Trotz die Partei, mit der die Kriegsgefahr 
am stärksten wächst. Außenministerin 
Annalena Baerbock setzt auf eine Kas-
kade der Drohungen gegenüber Mos-
kau und verkauft dies als Diplomatie. Es 
steht zu erwarten, dass die Auslandsein-
sätze der Bundeswehr gegen Russland 
in Litauen und Rumänien weiter ausge-
baut werden. Nicht zu vergessen, dass 
die Ampel in der NATO im Dezember 
2021 fast als erste Amtshandlung grünes 
Licht für NATO-Waffenlieferungen an 
die Ukraine gegeben hat.

Antirussisches Ressentiment ist auch 
der einzige Grund, warum die Bundes-
wehr ihren Einsatz in Mali beenden 
könnte. An der Putschregierung in Ba-
mako, deren Of�ziere man auch selbst 
ausgebildet hatte, störte man sich nicht. 
Im Gegenteil. Aber seit Bamako auch 
russische Militärberater ins Land geholt 
hat, fürchtet man um den eigenen geopo-
litischen Fußabdruck und die ungestörte 
Kontrolle über die Rohstoffausbeutung 
in Mali und besonders im Nachbarland 
Niger. Ein Abzug aus Mali würde sicher-
lich mit einer Regime-Change-Strategie 
und weiteren Stationierungen der Bun-
deswehr in Afrika substituiert.

Die Ampel setzt auf Auslandsein-
sätze der Bundeswehr ohne Wenn und 
Aber. Die Grünen gehören dabei zu 
dem Koalitionsteil, der hier am ent-
schiedensten vorangehen wird.

Thomas Haldenwang ist seit 2018 Nachfolger des CDU-ei-
genen Nazis Hans-Georg Maaßen an der Spitze des Bun-
desamtes für „Verfassungsschutz“. Natürlich hat Halden-
wang, auch CDU, weder die Naziverstrickungen in seinem 
Verein aufgedeckt noch die Bespitzelung derjenigen ein-
gestellt, die seit 1949 die Grundrechte der Arbeiterklasse 
verteidigen. Am Wochenende gab er der „FAZ“ ein Inter-
view. Seine Schlapphüte haben etwas entdeckt, was nicht 
in ihr totalitäres Rechts-Links-Schema passt: „verfassungs-
schutzrelevante Delegitimierung des Staates“. Das berei-
tet der Kölner Behörde Sorgen: „Wenn es zu Veränderungen 

bei den Lebensumständen kommt, kann das bei manchen 
Menschen Emotionen wecken. So könnte eine Verschlech-
terung der wirtschaftlichen Situation durch Corona bei die-
ser Gruppe die Staatsverdrossenheit hin zu einer noch stär-
keren Delegitimierung des Staates forcieren.“ Das zu ver-
hindern sei eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, indem 
Menschen überzeugt werden müssten, „dass wir in einem 
System leben, das optimale Bedingungen bietet“. Da hat er 
Recht: Dieser Staat bietet dem Monopolkapital beste Pro-
fitbedingungen. Wer das ungerecht findet, ist ein potenti-
eller Staatsfeind.  BB
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